
viele Gruppen aus den Leistungen der Arbeitsverwaltung her­
aus. Zur Zeit erhalten nach Informationen des Arbeitslosenver­
bandes nur 46,8 % der Antragsteller Arbeitslosengeld. Viele die­
ser Menschen, z. B. Selbständige, Absolventen, Frauen, die we­
gen Krippenunfähigkeit des Kindes nicht arbeiten konnten, ste­
hen vor dieser Situation, ohne daß sie Vorsorge treffen konnten. 
Es häufen sich Fälle der Entlassung Behinderter. Man spricht 
auch davon, daß immer mehr geschützte Werkstätten vor der 
Schließung stehen. Es wächst die Zahl Jugendlicher, die keinen 
Ausbildungsplatz gefunden haben oder deren Lehrvertrag ge­
kündigt wurde. In einigen Regionen sind bereits jetzt Frauen un­
ter den Arbeitslosen deutlich überrepräsentiert.

Was wird getan, um diese Menschen vor dem Abgleiten in Ar­
mut und in soziale Isolation zu bewahren? Wie gedenkt die Re­
gierung, Initiativen zur gesellschaftlichen Integration Arbeitslo­
ser und arbeitsloser Sozialhilfeempfänger wirkungsvoller zu för­
dern?

Wird sind der Auffassung, daß vor allem die Regierung, die Ge­
werkschaften und die Arbeitgeberverbände gemeinsam nach 
Lösungen für dieses grundlegende Problem suchen müssen.

In der Öffentlichkeit sollte stärker der Gedanke der Solidarität 
mit den Arbeitslosen gefordert werden. Zweckoptimistische 
Voraussagen über kommende Zeiten des Arbeitskräftemangels 
und das Beschwören eines Investitionsschubes nach irgendwel­
chen Daten, die nach Bedarf geändert werden, helfen jetzt nie-

and, verniedlichen die Probleme nur und erzeugen im öffentli- 
'"6hen Bewußtsein ein falsches Bild.

Manche scheinen auf einen westlichen Unternehmer zu blik- 
ken, als sei er die Verkörperung des Esel-streck-Dich. In Wahr­
heit aber ist er doch nicht Grimms gebefreudiger Märchenesel, 
sondern - zumindest unter anderem auch - Konkurrent.
Das höchste der Gefühle, deren er - rein marktwirtschaftlich be­
dingt - fähig ist, dürfte darauf hinauslaufen, hier bei uns die ver­
längerte Werkbank für Zuarbeit zu installieren. Und das wird bei 
nicht voll ausgelasteten Kapazitäten dort zur Verlagerung der 
minderbezahlten Teile der Arbeit hierher führen. High tech dort, 
die schlichteren Versatzstücke hier. Um dem Einhalt zu gebie­
ten, müßte statt der puren Marktwirtschaft eine sozial abgefe­
derte und um regionalen Ausgleich bemühte Marktwirtschaft 
praktiziert werden.

Wir unterstützen in diesem Zusammenhang die Bemühungen 
des Arbeitslosenverbandes, den von Arbeitslosigkeit Betroffe­
nen Hilfe zu geben, ihnen bei der Wahrnehmung ihrer Rechte zu 
helfen und auch der Regierung für die Bekämpfung der Arbeits­
losigkeit und ihrer Folgen Programme vorzulegen. Wir sehen 
darin und in dem vom Arbeitslosenverband initiierten parteien- 
übergreifenden Runden Tisch Arbeitslosigkeit eine Chance, in 

_yie deutsche Einheit ein neues Herangehen an beschäftigungs­
politische Fragen einzubringen. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich bitte nun von der Fraktion der F.D.P. den Abgeordneten 
Steinecke, das Wort zu nehmen.

Dr. Steinecke für die Fraktion der F.D.P.:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In diesem Hause 
sind sich wohl alle Parteien darüber einig, daß der Übergang von 
der Planwirtschaft zur sozialen Marktwirtschaft nicht ohne tief­
greifende Veränderungen in allen Bereichen des wirtschaftli­
chen Lebens und überhaupt allen Lebensbereichen möglich ist. 
Die Strukturbereinigung unserer Wirtschaft, aber auch die er­
forderlichen Korrekturen in den anderen Bereichen müssen zu 
einer Umverteilung dessen führen, was wir in der Vergangen­
heit pseudowissenschaftlich „Gesellschaftliches Arbeitsvermö­
gen“ genannt haben, und es ist unumgänglich - so finden wir -, 
daß die mit dieser Strukturwandlung verbundenen Prozesse so 
schnell wie möglich vollzogen werden, denn welche andere Wahl

hätten wir? - Wir hätten nur die Wahl, die Mauer wieder zu er­
richten.

Und daß in diesem Prozeß, meine Damen und Herren, zwangs­
läufig Arbeitslosigkeit entsteht - darüber waren wir uns alle ei­
nig, und das haben auch die Wähler gewußt, die uns dieses Man­
dat gaben. Deshalb teile ich nicht unbedingt und in allen Punk­
ten die Auffassung meines Vorredners, der diese Ursachen für 
die Arbeitslosigkeit nicht dort genannt hat, wo sie eigentlich zu 
suchen sind,

(Beifall bei CDU/DA, DSU und F.D.P.) 

nämlich in dem notwendigen Strukturwandel.

Arbeitslosigkeit ist nun das, das eine Gesellschaft wohl am 
meisten beschäftigt, und deshalb begrüßen wir die heutige Stun­
de. Gestatten Sie mir, aus dem gesamten Komplex zu einigen we­
nigen Punkten unsere Darlegungen zu geben.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, die Jugendarbeits­
los i g k e i t ist wohl eines der schlimmsten Probleme, die eine Ge­
sellschaft betreffen kann. Wenn ein älterer Mensch zeitweilig 
oder für längere Zeit arbeitslos wird, hat das für seinen späteren 
Lebensweg bei weitem nicht diese katastrophalen sozialen und 
psychischen Auswirkungen, als wenn ein Mensch in jungen Jäh­
ren ein Minderwertigkeitsgefühl erzeugt bekommt, was er wohl 
sein Leben lang als Syndrom mit sich herumschleppen wird, und 
gegenwärtig beschäftigt uns wohl der hohe Anteil an Jugendar­
beitslosigkeit. Die Anzahl der Schulabgänger hat sich von ur­
sprünglich rund 120 000 auf nunmehr 156 000 erhöht.

Die Ursachen sind im vorzeitigen Abgang von 10-Klassen- 
Schülern, wie auch in der verstärkten Nachfrage von Abiturien­
ten nach Berufsausbildungsstellen zu sehen. Das erste könnte 
man im wesentlichen vielleicht negativ bewerten, weil die beruf­
lichen Chancen von 8-Klassen-Schülern unter denen von Abgän­
gern der 10. Klasse liegen. Das ist auch durch die Zahl belegt, daß 
gegenwärtig über 60 % der nicht vermittelten jugendlichen Ab­
gänger aus der 8. und aus niedrigeren Klassen kommen.

Ob die gegenwärtig verstärkte Hinwendung der Abiturienten 
zur Berufsausbildung positiv zu bewerten ist, möchte ich heute 
und hier nicht unbedingt beurteilen. Aber diese verstärkte Zu­
wendung trägt auf keinen Fall zur Entspannung auf dem Ar­
beitsmarkt bei.

Aber, meine Damen und Herren, die Zahl der Schulabgänger, 
die keine Lehrstelle finden, ist innerhalb des letzten Monates um 
ca. 30 % auf über 12 000 gestiegen. Bereits jetzt sind nach den uns 
vorliegenden Zahlen über 14 000 Lehrverträge gekündigt, ein 
Drittel davon bereits im 1. und zu Beginn des 2. Lehrjahres. Die 
hohe Zahl der ausschließlich einseitig, also nicht in beiderseiti­
gem Einvernehmen gelösten Lehrverträge beträgt ungefähr 
15000. Darunter sind 9000 Verträge, die bereits vor Aufnahme 
einer Lehre gekündigt sind.

Nach unserer Auffassung ist an dieser mehr als kritischen, an 
dieser überkritischen Jugendarbeitslosigkeit nicht nur der wirt­
schaftliche Wandel schuld, sondern dies ist auch ein Ausdruck 
der Unsicherheit in der Rechtsprechung, in der Unkenntnis der 
Gesetze und in der Unkenntnis der Möglichkeiten, diese Prozes­
se zu steuern. Unsere Gerichtsbarkeit ist teilweise gelähmt. Dar­
über wollen wir uns nicht hinwegtäuschen. Und häufig kennen 
die Bürger ihre Rechte nicht.

Bedenklich stimmt uns, daß die konkrete Situation im Hand­
werk und im mittelständischen Gewerbe unbekannt ist. Unserer 
Fraktion konnten dazu keine exakten Informationen gegeben 
werden. Aber hier - das sagte mein Vorredner, und hier stimme 
ich mit ihm überein - könnten wir relativ schnell wirksam wer­
den. Aber auch hier, meine Damen und Herren, schleppen wir 
die Altlast unserer Wirtschaftspolitik der vergangenen Jahre mit 
uns herum. In der Bundesrepublik Deutschland werden 35 % al­
ler Lehrstellen von mittelständischen Betrieben und von Klein­
betrieben gestellt. Bei uns sind es in der Vergangenheit nicht 
einmal 8% gewesen, und hier liegt eine weitere Ursache für die 
Jugendarbeitslosigkeit: In dem Moment, wo große wirtschaftli-
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